
 
 
 
 
  Eigenbetrieb 
  Stadtentwässerung 

Satzung zur Änderung der Abwassersatzung – AbwsS vom 19.03.2026 
 
Aufgrund von 46 Abs. 4 des Wassergesetzes für Baden-Württemberg (WG), §§ 4 und 11 der 
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) und §§ 2, 8 Abs. 2, 11, 13, 17, 20 und 
42 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) hat der Gemeinderat der 
Stadt Giengen an der Brenz am 20.11.1997 mit Änderungen vom 10.02.2000. 18.10.2001, 
27.11.2003, 30.11.2006, 17.12.2009, 24.02.2011, 15.12.2011, 16.03.2017, 04.03.2021, 
14.12.2023, 27.11.2025 und zuletzt am 19.03.2026 folgende Änderungssatzung 
beschlossen: 
 
 

Artikel 1 – Satzungsänderungen: 
 
§ 3 Absatz 1 erhält die folgende Fassung:  
 

§ 3 Berechtigung und Verpflichtung zum Anschluss und zur Benutzung 
 
(1) Die Eigentümer von Grundstücken, auf denen Abwasser anfällt, sind nach näherer 

Bestimmung dieser Satzung berechtigt und verpflichtet, ihre Grundstücke an die 
öffentlichen Abwasseranlagen anzuschließen, diese zu benutzen und das gesamte auf 
den Grundstücken anfallende Abwasser der Stadt im Rahmen des § 46 Abs. 1 und  
Abs. 2 WG zu überlassen. Der Erbbauberechtigte oder sonst dinglich zur baulichen 
Nutzung des Grundstücks Berechtigte tritt an die Stelle des Eigentümers. 

 
 
§ 5 erhält die folgende Fassung:  
 

§ 5 Befreiungen 
 
Von der Verpflichtung zum Anschluss seines Grundstücks an die öffentliche 
Abwasserbeseitigung und von der Pflicht zur Benutzung deren Einrichtungen ist aufgrund 
§ 46 Abs. 5 Satz 1 WG der nach § 3 Abs. 1 und 2 der Verpflichtete auf Antrag insoweit und 
solange zu befreien, als ihm der Anschluss bzw. die Benutzung wegen seines die 
öffentlichen Belange überwiegenden privaten Interesses an der eigenen Beseitigung des 
Abwassers nicht zugemutet werden kann und die Befreiung wasserwirtschaftlich 
unbedenklich ist. 
 
 
§ 7 Absatz 3 erhält die folgende Fassung:  
 

§ 7 Ausschlüsse im Einzelfall, Mehrkostenvereinbarung 
 
(3) Schließt die Stadt in Einzelfällen Abwasser von der Beseitigung aus, bedarf dies der 

Zustimmung der Wasserbehörde (§ 46 Abs. 4 Satz 2 WG). 
 
 
§ 13 Absatz 3 erhält die folgende Fassung:  
 

§ 13 Kostenerstattung 
 
(3) Für den Kostenersatz der Hausanschlüsse (Kontrollschacht mit Anschlussleitung zum 

öffentlichen Kanal) werden folgende Einheitssätze in Rechnung gestellt: 

Bereitstellungstag: 24.03.2026 



    

 
a) Grundbetrag: 

Der Grundbetrag beinhaltet die Herstellung des Hauskontrollschachtes, einschließlich 
einer bis zu 8,0 m langen Grundstücksanschlussleitung zum öffentlichen Kanal. 
Hierbei ist die Lage des öffentlichen Kanals als Straßenmitte festgelegt. 
 
Grundbetrag = 6.000,00 € 
 

b) Zuschlag zum Grundbetrag: 
 

b1) Kostenerstattung für die Herstellung eines zusätzlichen Hauskontrollschachtes  
(z. B. Regenwasser-Kanalhausanschluss), einschließlich einer Grundstücks-
anschlussleitung bis 8,0 m: 

 
 Grundbetrag = 3.000,00 € 

b2) Sofern die Länge des Grundstücksanschlusses die in Ziffer 3a) festgelegte Länge  
von 8,0 m übersteigt, wird für jeden weiteren vollen Meter Grundstücksanschluss-
länge ein Zuschlag zum Grundbetrag erhoben. 

 
 Je voller laufender Meter = 400,00 € 
 

 Bei besonderen Verhältnissen ist die Stadt berechtigt; von den Einheitssätzen 
abzuweichen und nach dem tatsächlichen Aufwand abzurechnen. 

 
 
§ 20 Absatz 4 erhält die folgende Fassung:  
 

§ 20 Abnahme und Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlagen,  
Zutrittsrecht, Indirekteinleiterkataster 

 
(4) Die Stadt ist nach § 49 Abs. 1 WG in Verbindung mit der Eigenkontrollverordnung des 

Landes verpflichtet, Betriebe, von deren Abwasseranfall nach Beschaffenheit und Menge 
ein erheblicher Einfluss auf die öffentliche Abwasserbehandlungsanlage zu erwarten ist, 
in einem sogenannten Indirekteinleiterkataster zu erfassen. Dieses wird bei der Stadt 
geführt und wird auf Verlangen der Wasserbehörde vorgelegt. Erfasst werden die in 
Anhang 2 Nr. 5 der Eigenkontrollverordnung, in der jeweils gültigen Fassung, 
aufgeführten Betriebe.  

 
 Die Verantwortlichen dieser Betriebe sind verpflichtet, der Stadt, auf deren Anforderung 

hin, die für die Erstellung des Indirekteinleiterkatasters erforderlichen Angaben zu 
machen. 

 
 Dabei handelt es sich um folgende Angaben: 
 Name des Betriebes, Produktion (Art, Umfang), Abwassermenge (m³/Tag); ggf. pro 

Einzeleinleitung, Art der Abwasserbehandlungsanlage(n), (Haupteinsatzstoffe, 
Hauptabwasserinhaltsstoffe) und Verantwortliche im Betrieb (Name, Tel.-Nr.). 

 
 Die Stadt wird dabei die Geheimhaltungspflicht von Geschäfts- und Betriebsgeheim-

nissen sowie die Belange des Datenschutzes beachten. 
 
 
  



    

§ 24 wird um Absatz 4 ergänzt:  
 

§ 24 Beitragsschuldner 
 
(4) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, im Falle des Abs. 2 Satz 1 auf 

dem Erbbaurecht, im Falle des Abs. 2 Satz 3 auf dem Wohnungs- oder dem 
Teileigentum. 

 
 
§ 29 Abs. 2 und Abs. 3 erhalten die folgende Fassung:  
 

§ 29 Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan 
eine Grundflächenzahl und die Zahl der Vollgeschosse oder die Höhe baulicher 

Anlagen festsetzt 
 
(2) Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung nicht durch die Zahl der 

Vollgeschosse oder eine Baumassenzahl, sondern setzt er die Höhe baulicher Anlagen in 
Gestalt der maximalen Traufhöhe (Schnittpunkt der senkrechten, traufseitigen Außenwand 
mit der Dachhaut) oder Wandhöhe fest, so gilt als Geschosszahl das festgesetzte 
Höchstmaß der Höhe der baulichen Anlage geteilt durch  
1.  2,7 für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine Wohngebiete 

(WR), allgemeine Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete 
und besondere Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und  

2.  3,5 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Dörfliche Wohngebiete (MDW), 
Mischgebiete (MI), Urbane Gebiete (MU), Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete (GE), 
Industriegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete (SO) festgesetzten Gebiete;  

das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet; Nachkommastellen werden ab 0,5 auf die 
nächstfolgende Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind; werden 
auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet. 
 

(3) Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung nicht durch die Zahl der 
Vollgeschosse oder eine Baumassenzahl, sondern setzt er die Höhe baulicher Anlagen in 
Gestalt der maximalen Gebäudehöhe (Firsthöhe) fest, so gilt als Geschosszahl das 
festgesetzte Höchstmaß der Höhe der baulichen Anlage geteilt durch  
1.  3,0 für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine Wohngebiete 

(WR), allgemeine Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete 
und besondere Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und  

2.  4,0 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Dörfliche Wohngebiete (MDW), 
Mischgebiete (MI), Urbane Gebiete (MU), Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete (GE), 
Industriegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete (SO) festgesetzten Gebiete;  

 das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet; Nachkommastellen werden ab 0,5 auf die 
nächstfolgende Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind; werden 
auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet. 

 
 
  



    

§ 30 Abs. 1 die Tabelle erhält die folgende Fassung:  
 

§ 30 Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die keine 
Planfestsetzungen im Sinne der §§ 27 bis 29 bestehen 

 
Baugebiet  Zahl der 

Vollgeschosse 
(Z) 

Geschoss-
flächen- 
zahl (GFZ) 

1. In Kleinsiedlungsgebieten bei 1 
2 

0,3 
0,4 

2. In reinen und allgemeinen 
Wohngebieten, Mischgebieten und 
Ferienhausgebieten bei 

1 
2 
3 
4 und 5 
6 und mehr 

0,5 
0,8 
1,0 
1,1 
1,2 

3. In besonderen Wohngebieten bei 1 
2 
3 
4 und 5 
6 und mehr 

0,5 
0,8 
1,1 
1,4 
1,6 

4. In Dorfgebieten und Dörflichen 
Wohngebieten bei  

1 
2 und mehr 

0,5 
0,8 

5. In Urbanen Mischgebieten und 
Kerngebieten bei 

1 
2 
3 
4 und 5 
6 und mehr 

0,8 
1,6 
2,2 
2,6 
3,0 

6. In Gewerbe- und Industriegebieten 
(und Sondergebieten mit der 
Zweckbestimmung …) bei 

      

1 
2 
3 
4 und 5 
6 und mehr  

1,0 
1,6 
2,0 
2,2 
2,4 

7. In Wochenendhausgebieten bei 1 und 2 0,2 
 

 
§ 31 Abs. 1 erhält die folgende Fassung:  
 

§ 31 Ermittlung der zulässigen Geschossfläche bei Grundstücken im Außenbereich 
 
(1)  Im Außenbereich (§ 35 BauGB) gilt als zulässige Zahl der Vollgeschosse die Höchstzahl 

der tatsächlich vorhandenen bzw. genehmigten Geschosse. Für die Ermittlung der 
Geschossfläche werden die in § 30 Abs. 1 genannten Geschossflächenzahlen für das 
Mischgebiet zugrunde gelegt. 

 
 
  



    

§ 34 erhält die folgende Fassung:  
 

§ 34 Beitragssatz 
 
Der Abwasserbeitrag setzt sich zusammen aus: 
 

Teilbeträge  je m² Grundstücks- je m² zulässige  
  fläche (§ 26) Geschossfläche  
   (§§ 26–30) 
 
1. für den öffentlichen Abwasserkanal 4,67 € 4,42 € 
2. für den Klärbereich 1,70 € 1,61 € 

 
 
§ 35 Abs. 1 Nr. 3 und Nr. 7 erhalten die folgende Fassung:  
 

§ 35 Entstehung der Beitragsschuld 
 

3. In den Fällen des § 34 Nr. 2, sobald die Teile der Abwasseranlage für das 
Grundstück genutzt werden können. 

7. In den Fällen des § 33 Abs. 2 mit dem Wegfall der Voraussetzungen für eine 
Teilflächenabgrenzung nach § 26 Abs. 1 Nr. 2 dieser Satzung und § 31 Abs. 1 Satz 2 
KAG, insbesondere mit dem Inkrafttreten eines Bebauungsplanes oder einer Satzung 
gem. § 34 Abs. 4 Satz 1 BauGB, der Bebauung, der gewerblichen Nutzung oder des 
tatsächlichen Anschlusses von abgegrenzten Teilflächen, jedoch frühestens mit der 
Anzeige einer Nutzungsänderung gemäß § 45 Abs. 8. 

 
 
§ 42 wird um den Absatz 5 ergänzt  
 

§ 42 Entstehung der Gebührenschuld 
 
(5) Die Gebührenschuld gemäß § 37 Abs. 1 sowie die Vorauszahlung gemäß § 43 ruhen auf 

dem Grundstück bzw. dem Erbbaurecht als öffentliche Last (§ 13 Abs. 3 i. V. mit § 27 
KAG). 

 
 
  



    

Artikel 2 – Inkrafttreten: 
 
Diese Satzung tritt zum 01.04.2026 in Kraft.  

 
 

Hinweis: 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO erlassenen Verfahrensvorschriften 
beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie 
nicht schriftlich oder elektronisch innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser 
Satzung gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die 
Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder Bekanntmachung der Satzung verletzt 
worden sind.  
 
 
Giengen, den 20. März 2026 
 
gez. 
 
Dieter Henle 
Oberbürgermeister 
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